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Beschlussvorlage
öffentlich

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Vorhaben- und 
Erschließungsplan "Mehrgenerationenwohnen Saarfelser Straße" im 
Stadtteil Menningen der Kreisstadt Merzig;
hier: Beschluss zur 
1. Billigung des Entwurfes, 
2. öffentliche Auslegung und
3. parallele Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie Abstimmung mit den Nachbargemeinden

Dienststelle:

311 Stadtplanung und Umwelt
Datum:

27.04.2021
Beteiligte Dienststellen: Sachbearbeitung:

Thomas Cappel

Beratungsfolge Ö / N

Ortsrat Menningen (Anhörung) Ö
Bauausschuss (Vorberatung) N
Stadtrat (Entscheidung) Ö

Beschlussvorschlag

Der vorgelegte Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Er-
schließungsplan „Mehrgenerationenwohnen Saarfelser Straße“, bestehend aus der Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung wird gebilligt.
Die öffentliche Auslegung des Planentwurfes und der Begründung gemäß § 13a BauGB, § 13 
BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Benachrichtigung und Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
sein kann, wird beschlossen. 
Die Benachrichtigung Nachbargemeinden sind gemäß § 13a BauGB, § 13 BauGB und § 4 Abs. 
2 BauGB sowie § 2 Abs. 2 BauGB von der Auslegung zu benachrichtigen und zu beteiligen.

Sachverhalt

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfüllt die Vorgaben, um gemäß § 
13a BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt zu werden. Gemäß § 13a Abs. 3 
BauGB wird darauf hingewiesen, dass im beschleunigten Verfahren von einer Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen wird. Gemäß § 13 Abs. 3 wird auch von dem Um-
weltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach § 



10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB und § 13a Abs. 3 BauGB von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

Gemäß § 13a BauGB, § 13 BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB ist der Entwurf des Planes und der 
Begründung öffentlich auszulegen. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt sein kann, sowie die Nachbargemeinden sind gemäß § 13a BauGB, § 13 
BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB sowie § 2 Abs. 2 BauGB von der Auslegung zu benachrichtigen 
und zu beteiligen.

Ort und Dauer der Auslegung sind gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mit dem Hinweis, dass Äußerun-
gen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich, zur Niederschrift oder elektro-
nisch per Mail vorgebracht werden können, ortsüblich bekanntzumachen.

In der Bekanntmachung ist auf die Merkmale des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a 
BauGB i.V.m. § 13 BauGB hinzuweisen.

Finanzielle Auswirkungen:
Da die Vorhabenträgerin sich bereit erklärt hat, die Kosten für das Verfahren zu tragen, ent-
stehen hier keine weiteren Kosten für die Kreisstadt Merzig.

Auswirkungen auf das Klima:
Nähere Aussagen hierzu sind aus der als Anlage beigefügten Begründung zum Bebauungs-
plan ersichtlich.

Anlage/n

1 Entwurf des Bebauungsplanes (öffentlich)
2 Entwurf der Begründung (öffentlich)
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